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Schockschäden sind auch im Falle ärztli-
cher Behandlungsfehler erstattungsfähig. 
Das hat der Bundesgerichtshof (BGH) 
entschieden. Im vorliegenden Fall hatte 
die Ehefrau eines Patienten, der nach einer 
Polypektomie an den Folgen einer Darm-
perforation verstorben war, das Kranken-
haus aus originär eigenem Recht auf Scha-
densersatz verklagt. Zwar habe es sich ei-
nem Privatgutachten zufolge bei der Per-
foration des Darms um eine schicksalhafte 
Komplikation der Koloskopie gehandelt. 
Grob fehlerhaft sei es aber gewesen, den 
Darmwanddefekt drei Tage nach der Per-
foration im Stadium der Entzündung lapa-
roskopisch zu übernähen. Ein Gutachten 
im Auftrag der Krankenkasse stellte eben-
falls einen Behandlungsfehler fest.

Die Frau begründete ihren Schadenser-
satzanspruch damit, dass sie ein depressi-
ves Syndrom mit ausgeprägten psychoso-

matischen Beschwerden entwickelt habe, 
weil ihr Mann aufgrund der fehlerhaften 
Behandlung mehrere Wochen lang in aku-
ter Lebensgefahr schwebte. Das Landge-
richt und das Oberlandesgericht Köln wie-
sen Klage und Berufung ab. Das Erleben 
einer nach ärztlicher Behandlung eingetre-
tenen Verschlechterung des Gesundheits-
zustandes eines nahen Angehörigen sei 
dem allgemeinen Lebensrisiko zuzurech-
nen und unterfalle nicht dem hier geltend 
gemachten Haftungsanspruch. Dem folgte 
der BGH nicht. Psychische Beeinträchti-
gungen, die jemand aufgrund der fehler-
haften ärztlichen Behandlung eines nahen 
Angehörigen erleide, könnten eine Ge-
sundheitsverletzung im Sinne von § 823 
Abs. 1 BGB darstellen, so der BGH. Es 
genüge grundsätzlich die hinreichende 
Gewissheit, dass die psychische Gesund-
heitsbeschädigung ohne die Verletzungs-

handlung nicht aufgetreten wäre. Im Be-
reich der „Schockschäden“ gelten dem 
BGH zufolge diese Grundsätze allerdings 
nur eingeschränkt. Psychische Beeinträch-
tigungen könnten nur dann als Gesund-
heitsverletzung im Sinne von § 823 Abs. 1 
BGB angesehen werden, wenn sie patho-
logisch fassbar seien und über die gesund-
heitlichen Beeinträchtigungen hinausgin-
gen, denen Betroffene beim Tod oder der 
schweren Verletzung eines nahen Angehö-
rigen in der Regel ausgesetzt seien. Es ge-
be keinen Grund, jemanden, der eine so 
beschriebene Gesundheitsverletzung erlit-
ten habe, anders zu behandeln als jeman-
den, der eine (psychische) Gesundheits-
verletzung erleide, weil ein Angehöriger 
einen Unfall hatte. Der BGH verwies die 
Sache an das Berufungsgericht zurück. 
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Rechtsreport

Schockschäden auch bei Behandlungsfehler erstattungsfähig

Ärztliche Kollegen und Patienten fragen 
wiederholt nach der Abrechnung ei-
ner MRT-Ultraschall-Fusionsbiospie der 
Prostata.

Bei diesem Verfahren werden kernspin-
tomografische (MRT-) Bilder der Prostata 
in spezielle Ultraschallgeräte eingelesen 
und das tumorverdächtige Areal dort vom 
Arzt markiert. Bei der anschließenden Ul-
traschalluntersuchung zur Biopsie der 
Prostata wird diese durch eine spezielle 
Software des Gerätes mittels Ultraschall-
bild und gleichzeitig mittels der zuvor ein-
gelesenen kernspintomografischen Bilder 
dargestellt. Zudem erfolgt auch eine Dar-
stellung des Organs mit dem tumorver-
dächtigen Areal entsprechend den Bewe-
gungen des Ultraschallkopfes simultan so-
wohl auf den Ultraschall- als auch auf den 
MRT-Bildern, wodurch eine sehr exakte 
Nadelführung zur Biopsie möglich ist.

Die vor der MRT-Ultraschall-Fusions-
biopsie durchgeführte diagnostische, mul-

tiparametrische Kernspintomografie der 
Prostata ist mit der Nr. 5720 GOÄ („Mag-
netresonanztomografie im Bereich des 
Abdomens und/oder des Beckens“), der 
Nr. 5731 GOÄ („Ergänzende Serie[n]  
zu den Leistungen nach den Nummern 
5700 bis 5730 [z. B. nach Kontrastmittel-
einbringung, Darstellung von Arterien  
als MR-Angiografie]“) für die funktionel-
len Serien sowie der Nr. 5733 GOÄ  
(„Zuschlag für computergesteuerte Analy-
se [z. B. Kinetik, 3-D-Rekonstruktion]“) 
u. a. für die Bestimmung des Diffusions-
koeffizienten berechnungsfähig.

Für die Ultraschalluntersuchung im 
Rahmen der MRT-Ultraschall-Fusions-
biopsie kann die Nr. 410 GOÄ („Ultra-
schalluntersuchung eines Organs“) be-
rechnet werden. Darüber hinaus ist für 
die Markierung des tumorverdächtigen 
Areals auf den MRT-Bildern einschließ-
lich der anschließenden Bildfusionierung 
(Übernahme der Daten auf die Ultra-

schallbilder) mit bewegungsabhängiger 
Darstellung dieses Areals simultan auf 
den MRT- und Ultraschallbildern ein 
analoger Ansatz der Nr. 5733 GOÄ sach-
gerecht. Wird die Sonografie von trans-
rektal durchgeführt, kann zusätzlich die 
Nr. 403 GOÄ („Zuschlag zu den sonogra-
fischen Leistungen bei transkavitärer  
Untersuchung“) in Ansatz gebracht wer-
den. Ein gegenüber einer diagnostischen 
Untersuchung der Prostata deutlich höhe-
rer Zeitaufwand kann über den Steige-
rungssatz der Nr. 410 GOÄ berücksich-
tigt werden.

Die Biopsien der Prostata sind gemäß 
einem Beschluss des Ausschusses Gebüh-
renordnung der Bundesärztekammer, be-
stätigt durch deren Vorstand und publiziert 
im Deutschen Ärzteblatt, Heft 17, vom 29. 
April 2011, mit einem Ansatz der Nr. 319 
GOÄ („Punktion der Prostata oder Punkti-
on der Schilddrüse“) je Biopsie berech-
nungsfähig. Dr. med. Stefan Gorlas
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Zur Abrechnung einer Fusionsbiopsie der Prostata

M A N A G E M E N T




